
Hat eigentlich jemand Deutschland gefragt, ob es sich
verändern will?
Führende Politiker und weite Teile der Medien sind sich einig: Durch den hunderttausendfachen Zustrom
von Menschen aus dem islamischen Kulturkreis wird sich Deutschland verändern. Manche sagen sogar:
Deutschland muss sich verändern, und eine Berufs-Grüne in Hamburg macht jüngst keinen Hehl aus
ihrer Freude, dass in 20, 30 Jahren Deutsche in ihrem eigenen Land ethnisch in einer
Minderheitenposition sein werden. Ich habe ein wenig darüber nachgedacht und frage mich: Müsste man
nicht an irgendeiner Stelle auch mal Deutschland, also DIE DEUTSCHEN, fragen, ob sie wollen, dass und
wie sich ihr Land, unser Land, verändert?

Über das Thema Flüchtlinge pro und contra ist beinahe alles gesagt, nicht aber über das vielleicht
ebenso große Problem des Versagens der in einer demokratischen Gesellschaft vorgesehenen
Mechanismen für Willensbildung und Entscheidungen. Klar, die Bundeskanzlerin hat
Richtlinienkompetenz, sie muss und darf entscheiden, wenn eine eilige Entscheidung zu treffen ist. Als
am 4. September in Ungarn der Druck auf dem Kessel zu groß zu werden drohte, hat Angela Merkel nach
kurzer Rücksprache mit den Regierungen von Österreich und Ungarn beschlossen, auf einen Schlag und
unter Bruch internationaler Abkommen mehr als 20.000 Syrer aus Ungarn in Deutschland aufzunehmen.
Ich kenne Politiker, die damals in diese Entscheidung mit eingebunden waren, und die bis heute sagen:
es war richtig, das in der dramatischen Situation zu tun. Aber viele haben damals in Berlin angenommen,
dass sei ein – nennen wir es – alternativloser Einzelfall und nun werde man zu einem geordneten
Verfahren zurückkehren. Was für ein fataler Irrtum.

Wir erleben seit Monaten einen von der gewählten Führung unseres Landes gewollten, zumindest
geduldeten Rechtsbruch. Nochmal zur Erinnerung, das steht im Artikel 16 a unseres Grundgesetzes:

„(1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.

(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, wer aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften
oder aus einem anderen Drittstaat einreist, in dem die Anwendung des Abkommens über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten sichergestellt ist.“

Mit meinen Worten: Das sind nahezu alle.

Mehr als eine Million Menschen aus Syrien, dem Irak, Nordafrika und Afghanistan werden in diesem Jahr
demnach illegal in dieses Land einreisen, und wir alle, besonders die Kommunen müssen es schaffen,
diese Menschen menschenwürdig unterzubringen und zu versorgen. Und damit ich nicht missverstanden
werden: Ich mache den Leuten, die zu uns kommen und auf ein besseres Leben, auf Sicherheit und
Wohlstand hoffen, keinen Vorwurf. Würden wir es nicht ebenfalls versuchen, wenn wir zwei Jahre in
einem Zelt in der Türkei gehockt hätten und nicht wüssten, wie und wann es weitergeht?
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Nein, es ist der politische Betrieb, der wie gelähmt erscheint. Warum erklärt sich der Bundestag nicht
zum Thema Obergrenze? Das ist doch unser Parlament, da sitzen unsere Repräsentanten, da sollte
entschieden werden. Da sitzen die Frauen und Männer, die unsere Regierenden kontrollieren sollen.
Warum schauen sie dem permanenten Rechtsbruch zu, ohne wenigstens darüber zu beraten? Warum
wird in Deutschland wie selbstverständlich nur noch über den richtigen Weg zur Integration gesprochen?
Wieso Integration? Hat das wer beschlossen? Warum sagt man nicht: Wir erkennen Syrer, Iraker und
Afghanen als Bürgerkriegsflüchtlinge an und gewähren ihnen Aufenthaltsrecht – aber wenn eines Tages
der Bürgerkrieg in ihrer Heimat beendet ist, kehren sie dorthin zurück. Ist es wirklich „rechts“ und
„Rassismus“ diese Ansicht zu vertreten? Ja, wir Deutschen müssen uns vielleicht ändern – aber doch nur,
wenn wir oder wenigstens unsere gewählten Vertreter vorher gefragt worden sind und mehrheitlich
entschieden haben, dass sich unser Land verändern soll.

Der demokratische Prozess und der unbedingte Vorrang des Rechts scheinen seit Monaten wie
abgeschaltet. Ich hätte das in einem hochentwickelten Land wie der Bundesrepublik nicht für möglich
gehalten. Und wenn mal jemand aufbegehrt, gibt’s Druck. Der CDU-Bundestagsabgeordnete Andreas
Mattfeld hat das gerade erlebt. Während der Haushaltsdebatte im Hohen Haus sagte er bezogen auf die
Flüchtlingskrise: „Wir haben die Kontrolle verloren.“ Und: „Wir dürfen das Land nicht überfordern“.
Fraktionschef Volker Kauder rief dem eigenen Kollegen im Plenum zu: „Du solltest Dich was schämen.“
Und der Parlamentarische Geschäftsführer der Fraktion, Michael Grosse-Brömer, schimpfte: „Weißt Du
eigentlich, in welcher Fraktion Du bist?“ So als sei es mindestens Majestätsbeleidigung, die aktuelle
Situation auch nur zu beschreiben. Schon seit einiger Zeit erzählen Bundestagsabgeordnete der
CDU/CSU im persönlichen Gespräch, dass jede Wortmeldung zur Flüchtlingslage in der Union nur unter
dem Gesichtspunkt „für Merkel“ oder „gegen Merkel“ betrachtet werde. Die üblichen Machtspiele halt,
aber in der Situation, in der sich Deutschland befindet, mehr als unangebracht.


